
Führerscheinbefristung
nach Cannabiskonsum

Einem Kfz-Lenker wurde
wegen Cannabis-Konsums
die Lenkberechtigung auf
ein Jahr befristet und es wur-
den ärztliche Kontrollunter-
suchungen im Abstand von
drei Monaten vorgeschrie-
ben. Laut fachärztlichem Be-
fund war der Harn positiv
auf Cannaboide getestet
worden. Der Stellungnahme
eines weiteren Facharztes
zufolge habe sich der Lenker
bewusstseinsklar, voll orien-
tiert und im Gedankengang
geordnet gezeigt. Es fänden
sich keine Hinweise auf Be-
einträchtigung durch Sucht-
gifte. In einer verkehrspsy-
chologischen Stellungnahme
war davon die Rede, dass die
kraftfahrspezifische Leis-
tungsfähigkeit „derzeit“ ge-
geben sei. Im Persönlich-
keitsbereich habe sich eine
psychisch sehr stabile sowie
hinreichend selbstkontrol-
lierte und sozial verantwor-
tungsbewusste Persönlich-
keit ohne Neigung zu risiko-
reichem Verhalten im Stra-
ßenverkehr gezeigt. 

Der Lenker selbst gestand
ein, gelegentlich Cannabis
zu konsumieren. Der Amts-
arzt nahm eine „einge-
schränkte“ Bereitschaft zu
verkehrsangepasstem Ver-
halten an und empfahl, vor-
erst die Lenkberechtigung
lediglich befristet auszufol-
gen. Das Gutachten erklärte
den Lenker als zum Lenken
„befristet geeignet“, und
zwar auf ein Jahr und unter
der Auflage von Untersu-
chungen des Harns auf Dro-
gen alle drei Monate. 

Der Betroffene erhob Be-
rufung. In einem weiteren
amtsärztlichen Gutachten
wurde ausgeführt, er sei bei

einer Verkehrskontrolle an-
gehalten worden. Im Rah-
men der Amtshandlung sei
ein positiver Harntest auf
Cannaboide durchgeführt
worden. Der Unabhängige
Verwaltungssenat wies die
Berufung ab und bestätigte
den erstbehördlichen Be-
scheid.

Laut Verwaltungsge-
richtshof war die Beschwer-
de begründet. Der VwGH
stellte unter Verweis auf sei-
ne ständige Judikatur fest:
„Um eine bloß einge-
schränkte Eignung zum Len-
ken von Kraftfahrzeugen an-
nehmen zu können, bedarf es
konkreter Sachverhaltsfest-
stellungen darüber, dass die
gesundheitliche Eignung in
ausreichendem Maß noch für
eine bestimmte Zeit vorhan-
den ist, dass aber eine ge-
sundheitliche Beeinträchti-
gung besteht, bei welcher
nach Ablauf der von der Be-
hörde angenommenen Zeit
mit einer Verschlechterung
gerechnet werden muss.“
Die Notwendigkeit von

Nachuntersuchungen sei
dann gegeben, wenn eine
Krankheit festgestellt werde,
bei der ihrer Natur nach mit
einer zum Verlust oder zur
Einschränkung der Eignung
zum Lenken von Kraftfahr-
zeugen führenden Ver-
schlechterung gerechnet
werden müsse. Um eine bloß
bedingte Eignung anzuneh-
men, bedürfe es konkreter
Sachverhaltsfeststellungen
darüber, dass in der Zukunft
mit einer Verschlechterung
des Gesundheitszustandes
gerechnet werden müsse.
„Da im konkreten Fall nicht
einmal nachvollziehbar fest-
gestellt ist, dass der Lenker
an einer sich auf seine Eig-
nung zum Lenken von Kraft-
fahrzeugen auswirkenden
Krankheit leidet, schon gar
nicht, dass die konkrete Ge-
fahr besteht, dass sich der
gesundheitliche Zustand
künftig maßgeblich ver-
schlechtern könnte, erweist
sich die Einschränkung der
Lenkberechtigung als rechts-
widrig.“ Dies galt sowohl für

die Befristung als auch für
die Auflage von Nachunter-
suchungen. 

Ein gelegentlicher Kon-
sum von Cannabis beein-
trächtigt nach der ständigen
Rechtsprechung des Verwal-
tungsgerichtshofs die ge-
sundheitliche Eignung zum
Lenken von Kraftfahrzeugen
noch nicht. Der Bescheid
wurde daher aufgehoben.

VwGH 2009/11/0119, 
20.3.2012

Unterschiedliche Er-
gebnisse beim Alkotest

Ein Pkw-Lenker verur-
sachte gegen 3.40 Uhr in
Tschechien einen Verkehrs-
unfall, bei dem er schwer
verletzt wurde. Eine etwa ei-
ne Stunde nach dem Unfall
im Krankenhaus durchge-
führte Blutanalyse ergab ei-
ne erhebliche Alkoholbeein-
trächtigung für den Unfall-
zeitpunkt. Aus einem Be-
richt der tschechischen Ver-
kehrspolizei ging hervor,
dass bei der vorläufigen
Analyse des venösen Blutes
ein Blutalkoholgehalt von
2,19 Promille festgestellt
worden war. Zwölf Stunden
nach dem Unfall wurde in
einem Wiener Krankenhaus
ein Blutalkoholwert von 0,0
Promille ermittelt. 

Im Gutachten des Amts-
arztes hieß es allerdings,
dass eine Rückrechnung von
einer Blutalkoholkonzentra-
tion von 0,0 Promille auf ei-
nen bestimmten Tatzeitpunkt
nicht möglich sei. Das amts-
ärztliche Gutachten hielt
fest, dass in einem bestimm-
ten Promillebereich der Al-
koholabbau weitgehend line-
ar mit einer Eliminationsrate
von 0,1 bis 0,2 Promille pro
Stunde erfolge, wobei die
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Straßenverkehr und Recht
Entscheidungen des Verwaltungsgerichtshofs zu den Themen Befristung des Führerscheins 

wegen Cannabiskonsums und unterschiedliche Ergebnisse beim Alkotest.

Alkotest: Im Verfahren zur Entziehung der Lenkberechtigung
ist eine genaue und nachvollziehbare Begründung notwendig.



Eliminationsrate mit der Ge-
wöhnung an Alkohol zuneh-
me. Alkohol könne nicht nur
über die Alkoholhydrogeno-
se in der Leber abgebaut
werden, auch über das mi-
crosomale Äthanol-Oxidati-
onssystem (MEOS) in den
Zellmitochondrien könnten
Alkoholanteile abgebaut
werden. Vor allem bei sehr
hohen Blutalkoholwerten
werde über dieses System
mehr Alkohol abgebaut, so-
dass stündliche Eliminati-
onsraten über 0,2 Promille
bis maximal 0,35 Promille
vorkommen könnten. Es be-
stehe folglich kein Wider-
spruch zwischen der in
Tschechien erfolgten Mes-
sung und der später in Öster-
reich gemessenen Blutalko-
holkonzentration. Die Be-
zirkshauptmannschaft entzog
dem Lenker die Lenkberech-
tigung und verpflichtete ihn
zu einer Nachschulung und
Beibringung eines amtsärzt-
lichen Gutachtens und einer
verkehrspsychologischen
Stellungnahme. Die Beru-
fung wurde vom Unabhängi-
gen Verwaltungssenat abge-
wiesen. Dagegen erhob der
Lenker Beschwerde an den
Verwaltungsgerichtshof.

Der VwGH beurteilte die
Beschwerde als begründet:
Die Behörde stützte sich da-
rauf, aus dem Umstand, dass
der Beschwerdeführer an-
lässlich der Blutuntersu-
chung im Krankenhaus in
Wien einen Blutalkoholge-
halt von 0,0 Promille aufge-
wiesen habe, ergebe sich
nicht, dass die zwölf Stun-
den zuvor in Tschechien
durchgeführte Blutuntersu-
chung, die einen Alkoholge-
halt von 2,19 Promille erge-
ben habe, fehlerhaft gewesen
wäre. Der Lenker brachte al-
lerdings vor, nach dem Ver-
kehrsunfall zum Teil im Ko-
ma gelegen zu sein. In die-
sem Zustand sei von einer
deutlich geringeren Abbau-
rate (0,09 Promille pro Stun-
de) auszugehen. Dazu ent-
hielt der angefochtene Be-

scheid keine Ausführungen.
Auch eine Ergänzung des
amtsärztlichen Gutachtens
wurde nicht veranlasst. „Es
ist nicht ausgeschlossen,
dass die belangte Behörde
bei Vermeidung dieses Ver-
fahrensmangels zu einem an-
deren Bescheid gelangt wä-
re“, erkannte der VwGH.
Der Bescheid sei auch noch
aus einem anderen Grund
rechtswidrig: Das Entzie-
hungsverfahren war noch
nach der Rechtslage vor der
Novelle BGBl. I Nr. 93/2009
durchzuführen, wonach die
Behörde bei Übertretungen
beim Lenken oder Inbetrieb-
nehmen von Kraftfahrzeu-
gen zur Entziehung der
Lenkberechtigung für die
Dauer von mindestens vier
Monaten ermächtigt gewe-
sen sei. 

„Die Behörde darf aber
über eine solche Mindestent-
ziehungszeit nur insoweit hi-
nausgehen, als der Betref-
fende für einen die Mindest-
entziehungsdauer über-
schreitenden Zeitraum ver-
kehrsunzuverlässig ist“, er-
läuterte der VwGH. Für den
Beschwerdefall folge daraus,
dass sich die vier Monate
überschreitende Dauer der
Entziehung nur dann als
rechtmäßig erweisen könne,
wenn Umstände vorlägen,
die die Prognose der Ver-
kehrsunzuverlässigkeit für
einen über die Mindestent-
ziehungszeit hinausreichen-
den Zeitraum rechtfertigten
und somit die Festsetzung
einer längeren Entziehungs-
dauer erforderlich machten. 

Dass derartige besondere
Umstände vorgelegen wären,
ist im angefochtenen Be-
scheid nicht festgestellt. Es
ist somit nicht nachvollzieh-
bar begründet, weshalb ge-
genständlich eine die Min-
destentziehungsdauer über-
steigende Entziehungszeit
erforderlich sein sollte. Der
Bescheid wurde aufgehoben.

VwGH 2009/11/0248, 
18.9.2012

Valerie Kraus
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